
Tür das Nachschlagewerk!
Nicht für die Amtliche Sammlung; $  ■'

Gesetz; Lastenausgleichssicherungsgesetz (HyP°^e^en"
Sicherungsgesetz) § 1

Rechtssatz; Der Vorbehalt der Besatzungsmacht zum lasten- 
ausgleichsicherungsgesetz hinderte die Entste­
hung von Umstellungsgrundschulden auf Grund­
stücken, die im Eigentum von Angehörigen der 
Vereinten Nationen standen, nicht* es konnten 
lediglich die darauf geschuldeten Xeistungen nicht gefordert werden«.

Aktenzeichen; V ZR 26/55
Urteil des BGH vom '7. März 1956 OjjG Nürnberg



V ZB 26/55

Verkündet 
am 7o März 1956 
Jodas, JustoAngo 

als Urkundsbeamter 
der Geschäftsstelle

I m  N a m e n  d e s  V o l k e s

In dem Rechtsstrei'
des Konsuls Otto B Venezuela, vertretenMflm» L<

RflBI,
lor Rudel.

- Prozeßbevollmächtigters

Beklagten, Berufungsklägers 
und Revisionsklägers,

Rechtsanwalt Br«,

gegen

die Firma Justus H
v e r t r e tungsberecJ

Kommanditgesellschaft, 
&raße vertreten durch den allein­

igten Gesellschafter Justus Hl
Klägerin, Berufungsbeklag­
te und. Revisionsbeklagte,

- Prozeßbevollmächtigters Rechtsanwalt Frhr*

hat der V. Zivilsenat des Bundesgerichtshofs auf die 
mündliche Verhandlung vom 2. Dezember 1955 unter Mit­
wirkung des Senatspräsidenten Dr«, Tasche und der Bun­
de srichter Dr, Hückinghaus, Schuster, Dro Oechßler und 
Dr. Großmann

für Recht erkannt:

Auf die Revision wird das Urteil des 2«, Zi­
vilsenats des Oberlandesgerichts Nürnberg vom 
25* November 1954 aufgehoben.

Die Sache wird zur anderweiten Verhandlung 
und Entscheidung an das Berufungsgericht zurück­
verwiesen, dem auch die Entscheidung über die Ko­sten der Revision übertragen wird«

Von Rechts wegen
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Tatbestands

Der Beklagte, der die venezuelische Staatsangehörig­
keit besitzt und Angehöriger der Vereinten Nationen - AVN - 
ist, war bis zum Jahre 1940 Eigentümer der Anwesen K ^ | B ~  
p^^lraße Nr p p  und am J^^^plabz N r ^ i n  Die
genannten Grundstücke wurden ihm im Wege der Arisierung 
entzogen. Durch Vergleich vom 20. Max 1950 vor der Wie­
dergutmachungsbehörde III Ober- und Mittelfranken wurden 
die beid-en Anwesen an den Beklagten zurückerstattete

Mit Urkunde des Notars Dr„ BpH f c  vom
9. Oktober 1950 (Urkunden-Heg. Nr Ba 2040/50) verkaufte 
der Beklagte die beiden Grundstücke an die Klägerin» Sie 
sind eingetragen im Grundbuch des Amtsgerichts Nürnberg 
für Bd Bi 3 ^ ^  S 74 und in Bd ^p  Bl
ttP4 S 146 und bestehen aus- dgn Plan-Nr 3176, 3176 1/3 
und 3176 1/4» Zur Zeit dfes Abschlusses des Kaufvertrages 
waren sie wie folgt belastet?

1„ die Plan-Nr 3176 mit einer Buchhypothek zu
40 000 RM für ein Tilgungsdarlehen der Vereins­
bank in Nürnberg. Nach dem Stand vom 21« Juni 
1948 betrug der Kapitalrest aus dieser Buchhypo­
thek 37 519,52 RM. Der Umstellungsbetrag beträgt 
3 751,95 BMj woraus sich eine Umsteilungsgrund- 
schuld von 33 767,57 DM errechnete»

2. die Plan-Nr 3176 1/3 und 3176 1/4 mit
a) einer Buchhypothek zu 65 000 RM für ein Til­

gungsdarlehen der Bayerischen Hypothek- und 
Wechselbank in am 20° Juni 1948
noch mit 59 012,20 RM bestand. Der Umstellungs- 
betrag beträgt 5 901,22 DM, woraus sich eine 
Umstellungsgrundschuld von 53 110,98 DM er­
rechne te§
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b) einer Abgeltungslast für ein Abgeltungsdarlehen 
zu 28 000 RM der Bayerischen Hypotheken- und 
Wechselbank in Dieses Darlehen betrug
am 20. Juni 1948 noch 21 326,10 RM. Der Umstel­
lungsbetrag macht 2 132,61 DM aus, woraus sich 
eine Umstellungsgrundschuld von 19 193,49 DM er­
rechne te.

Im Kaufvertrag vereinbarten die Parteien einen Kauf­
preis von 120 000 DM. Die Klägerin übernahm in Anrechnung 
auf den Kaufpreis als Selbstschuldnerin die oben genannten 
Hypotheken mit den zugrundeliegenden persönlichen Forderun­
gen in Höhe der genannten Umstellungsbeträge. Den Kaufpreis­
rest von 108 214,22 DM zahlte die Klägerin nach Erteilung 
der behördlichen Genehmigung. Die Urkunde ist am 22« Mai 
1951 im Grundbuch vollzogen worden.

Der Abschnitt V des Kaufvertrages lautet in Satz 5 
und 6 s

(Satz 5)
f,Der Verkäufer verpflichtet sich der Käuferin gegen­
über, die oben bezeichneten öffentlichen Umstellungs­
grundschulden zu 33 767', 57 DM; 53 110,98 DM und 
19 193,49 DM auf seine Kosten wegzufertigen«
(Satz 6) '
Wenn und soweit der verkaufte Grundbesitz im Zuge 
des zu erwartenden Lastenausgleiches oder auf Grund 
des Scforthilfegesetzes, sei es in dinglicher Weise 
oder bei einer persönlichen Vermögensabgabe, als 
Teilwert eines Vermögens zum Lastenausgleich heran­
gezogen werden sollte, so hat sämtliche Verpflichtun­
gen hieraus allein der Verkäufer zu erfüllen, soweit 
diesen Verpflichtungen der Stichtag tfom 21. Juni 
1948 oder ein späberer Stichtag bis einschließlich 
des 30« September 1950 zugrundeliegt«M
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Das zuständige Finanzamt hat mit Bescheid vom 12« 
und 27* März 1952 die Umsfcellungsgrundschulden von 
33 767,57 DM auC 13 878,47 DM und von 53 110,98 DM und 
19 193,49 DM (insgesamt 72 304,47 DM) auf 27 012,SQ*DM er­
mäßigt«,

Mit der Begründung, der Beklagte sei seiner vertrag­
lichen Verpflichtung zur Wegfertigung der Umstellungsgrund 
schulden trotz ständiger Mahnungen der Klägerin nicht nach 
gekommen, beantragte diese zu erkenneng

Der Beklagte hat die an die Klägerin verkauften 
Grund s tücke Haus Nr E ^ 0 B B s t r a ß e  und Haus 
N r ^ a m  J^^BPlatz in Plan-Nr 3176,
3176 1/3 und 3176 1/4 der Gemarkung von der
aus den öffentlichen Umstellungsgrund schulden zu 
13 878,47 DM und 27 012',90 DM abgeleiteten Hypothe- 
kengewinnabgabe auf‘seine Kosten freizustellen«

Hilfsweise beantragte sieg »
Der Beklagte hat die an die Klägerin verkauften 
Grundstücke.,... von der Abgabeschuld zu 2 656,21 DM 
gegenüber der Vereinsbank in K ^ B i  und von allen 
künftig fällig werdenden Abgäbeschulden gegenüber 
der Vereinsbank in N ^ B i  und der Bayerischen Hy­
potheken- und Wechselbank in sowie deren
Zweigniederlassung als Gläubiger der an
dem verkauften Grundbesitz durch Grundpfandrecht 
gesicherten ^-Verbindlichkeiten auf seine Kosten 
freizustellen*

Schließlich stellte sie den weiteren Hilfsantrags

Der Beklagte hat die an die Klägerin verkauften 
Grundstücke*... von der Ahgabeschuld zu 9 633,75 DM



gegenüber der Vereinsbank«.».. und von der Abgabe­
schuld zu 12 000 DM gegenüber der Bayerischen Hypo­
theken- und Wechselbank . auf seine Kosten frei- 
2usteilen«

Die Klägerin hat zur Begründung weiter ausgeführt?
Der Beklagte sei, weil er die Umsteilungsgrundschul­

den nicht weggefertigt habe, nun verpflichtet, die an de­
ren Stelle getretene Hypothekengewinnabgabe (HGA) wegzu­
fertigen, um seiner vertraglichen Pflicht zu genügen, den 
verkauften Grundbesitz von allen nicht ausdrücklich durch 
die Klägerin übernommenen Belastungen und Verpflichtungen 
freizustellen.

Die Vereinsbank Nürnberg habe die Klägerin mit Schrei 
ben vom 18. Mai 1953 zur unverzüglichen Begleichung des 
Rückstandes an Abgabeschulden in Höhe von 2 656,21 DM 
Zinsraten für die Zeit vom 1. April 1949 bis 1« April 1953 
unter Vorbehalt des Anspruchs auf Zahlung der ausgesetz­
ten Tilgungen und der Geltendmachung von Verzugszinsen auf 
gefordert« Die Bank habe den Ablösungsbetrag der Umstel­
lungsgrundschuld zu 13 878,4-7 DM mit 9 633,75 DM errech­
net, die Bayerische Hypotheken- und Wechselbank habe den 
Ablosungsbetrag für die beiden Umstellungsgrundschulden 
zu insgesamt 27 012,98 DM auf 12 000 DM festgesetzt.

Der Beklagte hat Klagabweisung beantragt«

Er hat sich darauf berufen, daß er das Grundstück 
im Wege der Rückerstattung wieder erworben habe und auch 
AVN sei. Solange die für Rückerstattungsberechtigte und 
AVN zu erwartende Sonderregelung zum Lastenausgleichsge- 
sets (LAG) nicht getroffen sei, sei ihm eine Zahlung auf 
den Lastenausgleich nicht zuzumuten, da er im Palle spä­
teier Freistellung solche Beträge nur mit Schwierigkeiten 
zurückerhalten könne. Umsteilungsgrundschulden seien we-



&
gen seiner Eigenschaft als AVE gar nicht entstanden gewe­
sen«, Pur eine etwaige Hypothekengewinnabgabe würden, meint 
der Beklagte, die iCaufgr und stücke gar nicht dinglich haf­
ten. Äußerstenfalls sei er zur Zahlung des jeweils fälli­
gen Betrages der Abgabeschuld, niemals aber zur Ablösung 
verpflichtet.

Das Landgericht hat dem Hauptantrag der Klage statt- 
gegeben. Die Berufung des Beklagten blieb erfolglos.

Mit der Revision verfolgt er seinen Klageabweisungs- 
antrag weiter. Die Klägerin bittet um Zurückweisung der 
Revision*

Entscheidungsgrunde s

J  «G *

' % ** *
Das Berufungsgericht führt auss Der Vergleich, durch 

den der Beklagte die Grundstücke im Rückerstattungsverfah­
ren wieder erhalten habe, habe keine rückwirkende Kraft 
gehabt. Die Entstehung der ümstellungsgrundschulden könne 
daher nicht mit der Begründung verneint werden, daß das 
Hypothekensicherungsgesetz nach den Vorbehalten der Be­
satzungsmacht nicht auf AVE angewendet werden dürfe- Eben­
sowenig sei deshalb die Vorschrift des § 118 LAG anwend­
bar, nach der eine Hypothekengewinnabgabe, deren Voraus­
setzungen an sich gegeben seien, nicht besteht, wenn ein 
AVH am 21* Juni 1948 Eigentümer des Grundstücks war und 
es zwischen diesem Tag und dem Inkrafttreten des Lasten­
ausgleichsgesetzes veräußert hat* Die auf die Umstei­
lungsgrund schulden bezügliche Vereinbarung der Parteien 
beziehe sich nunmehr auf die Hypothekengewinnabgabe* Der 
Umstand, daß in § 137 LAG besondere Bestimmungen über die 
Pflicht zur Zahlung und den Umfang der Hypothekongewinn- 
abgabe für dem Eigentümer im Wege der Rückerstattung 
zurückgegebene Grundstücke Vorbehalten seier*; berechtige



- 7 -
den Beklagten nicht, die Erfüllung seiner Pflicht zur Frei­
stellung der Grundstücke von den nichtübernommenen lasten 
bis zum Erlaß der entsprechenden Durchführungsverordnung 
hinauszuschieben- Er müsse darauf verwiesen werden, nach­
träglich die für die Ablösung gezahlten Beträge sich gege­
benenfalls von der öffentlichen Hand zurückzahlen zu lassen«.

TTJ.J. I

Die Überprüfung der Ausführungen des Berufungsgerichts 
führte zur Aufhebung des Beruf ungsur teils und zur Zurück Verwei­
sung der Sache an die Vorinstanz, da die Sache weiterer Auf­
klärung bedarf» ®

1. Die Präge, ob dem Rückerstattungsanspruch stattgebende 
Vergleiche im Rückerstattungsverfahren rückwirkende Kraft der­
gestalt haben, daß nach ihrem Abschluß der durch die Entzie­
hung eingetretene Rechtsverlust als nicht eingetreten zu behan­
deln sei, war von Anfang an streitig (s. u.a* von Godin, Rück­
erstattungsgesetz Art 15 US Anm 1, S 47; Kübuschok-Weißstein - 
Rückerstattungsrecht S 124 Anm 1$ Götze, Die Entwicklung der 
Rückerstattung in Westdeutschland und Berlin, Ergänzungsband 
S 34 5 Harmening-Hartenstein-Osthoff, Bri tRückerstG Art 12 Anm | 
4)o Das Gesetz Nr 5 des Hohen Kommissars der Vereinigten Staa- 1 
ten vom 17. Mai 1950 (ABI AHK Nr 25 vom 30- Juli 1950 = 9am- 
melBl 1950. 647) hat dem Art 15 des Rückerstattungsgesetzes ®  
für die US-Zone (Militärregierungsgesetz 59) einen Absatz 3 .
beigefügt, nach dem die von den Rückerstattungsorganen zu Pro- | 
tokoll genommenen gütlichen Einigungen die gleiche Wirkung ha­
ben wie dem Rückerstattungsanspruch stattgebende Entscheidun­
gen, also Rückwirkung. Diese Änderung des Rückerstattungsge- 
setzes ist mit dem 3* Juli 1950 in Kraft getreten (Art 2 des 
Gesetzes Nr 5). Ob auch vor dem 3» Juli 1950 abgeschlossene 
Vergleiche diese Rückwirkung haben sollen, ist im Gesetz Nr 5 
nicht ausdrücklich gesagt. Der Bundesgerichtshof hat in seiner 
Entscheidung vom 29. September 1954 II ZR 128/53 S 10 (Rzw 
1954? 346) ausgesprochen, daß ein vor dem Inkrafttreten des 
Gese tzes Nr 5 vor den Rückerstattungsorganen abgeschlossener



Vergleich einer Entscheidung für die Rückwirkung gleichsteht, 
wenn diese Rückwirkung im Vergleich ausdrücklich vereinbart wor­
den ist (anders Harmening IAG § 137 Anm 4)«

Ob eine derartige für die Rückwirkung erforderliche Klau­
sel in dem Rückerstattungsvergleich, der den Beklagten seine 
Grundstücke zurückgab, enthalten war, ist im Rechtsstreit bisher 
nicht erörtert, ihr Pehlen ist jedenfalls nicht zu ersehen, Hit 
der Möglichkeit des Bestehens der Rückwirkungsklausei muss da­
her gerechnet werden.

2« Von verschiedener Seite wird die von der Revision ange­
führte Auffassung vertreten, daß auf Grundstücken, die im Ei­
gentum von AVN standen, Umstellungsgrundschulden nicht entstan­
den seien (Nachweise NJW 1952, 338 Nr 13r Harmening, LAG § 118 
Randnote 3)» Die rückwirkende Wiederherstellung des Eigentums 
des Beklagten spätestens auf den 1« Juli 1948, den der erken­
nende Senat als gegebenenfalls für die Preiheit von Umstellungs­
grundschulden wegen AVN-Eigenscliaft des Eigentümers als maßge­
bend bezeichnet Mat (Urteil vom 12. Juli 1955 - V ZR 11/53 
Wertpapier Mitteilungen 1955? 1199 ~), könnte von jener Auffas­
sung aus bedeuten, daß Umstellungsgrundschulden auf den an 
die Klägerin verkauften Grundstücken überhaupt nicht lasteten, 
so daß den Polgerungen des Berufungsgerichts aus der vom Be­
klagten versäumten Wegfertigung der Umstellungsgrundschulden 
der Boden entzogen wäre* Der Senat tritt jedoch der Auffas­
sung von Harmening aaO bei, daß mangels Vorbehalts im lasten- 
ausgleichssicherungsgesetz (Hypothekensicherungsgesetz) Umstel­
lungsgrundschulden auf den Grundstücken von AVN bei'Vorlie­
gen der vom Gesetz normierten Voraussetzungen zwar damals ent­
standen sind, die Leistungen aus den Umstellungsgrundschul­
den jedoch wegen des von der Besatzungsmacht ausgesprochenen 
Vorbehalts zum Hypothekensicherungsgesetz nicht gefordert 
werden konnten«



3« Die rückwirkende Wiederherstellung des Eigentums 
des Beklagten würde jedoch den Klaganspruch unter einem 
anderen Gesichtspunkt in Er age stellen. Gemäß § 118 LAG 
gelten die §§ 111 "bis 117 nicht, wenn das Grundstück am 
23. Juni 1948 einem AVN gehörte und es in der Zeit zwi­
schen dem 21- Juni 1948 und dem Inkrafttreten des La­
stenausgleichsgesetzes (1. September 1952) veräußert wer­
den ist. In solchem Falle ruht auf dem Grundstück keine 
öffentliche Last (§ 111 Abs 1 Satz 2 LAG), pie persönli­
che Haftung des Eigentümers für die-während der Dauer 
des Eigentums fälligen Leistungen aus der HGA (§ 111 
Abs 3 LAG) besteht nicht. Im Palle des § 118 Abs 1 LAG 
ist vielmehr dann nur derjenige, der am 2G» Juni 1948 
Schuldner der umgesbellten RM-Verbindlichkeit war, per­
sönlich AbgabeSchuldner. Hierbei könnte es sich niemals 
um die Klägerin handeln, sodaß gegen sie und ihr Eigen­
tum keine Ansprüche aus der Hypothekengewinnabgabe be­
stünden.

Allerdings wirkt nach Art 1$ Abs 2 US-REG eine Ent­
scheidung über den Rückerstattungsanspruch für und gegen 
alle Personen, die am Verfahren teilgenommen haben oder 
zur Teilnahme berechtigt waren und hierzu vorschrifts­
mäßig aufgefordert wurden. Diese Bestimmung ist nach Art 
15 Abs 3 auch auf Vergleiche anwendbar. Daraus ist aber 
nicht zu folgern, daß bei mangelnder Beteiligung der Fi­
nanzbehörde an dem Rückerstattungsverfahren für die Ia- 
stenausgleichsgesetzgebung die (möglicherweise vereinbarte) 
Rückwirkung nicht einträte, also das Eigentum des Beklag­
ten für die Anwendung des § 118 Abs 1 LAG nicht auf den 
2Ol Juni 1948 zurückbezogen würde. Das Gegenteil ist- zu 
schließen einmal aus der in § 137 LAG vorbehaltenen 
Rechtsverordnung, die als 15. AbgabenDVO zum LAG am 2.
Juni 1955 erlassen worden ist (BGBl I, 267; abgedruckt bei 
Harmendng als Anlage 1 zu § 137). Daß sie erst während 
des Revisionsverfahrens ergangen ist, steht ihrer 3erück-
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sichtigung zur Auslegung des Gesetzes nicht im Wege.
Hach § 2 Abs 2 der DV wird als Eigentümer des Rücker­
stattungsgrund stüeks am 2 Juni 1948 (auch) derjenige 
angesehen, dessen Eigentum durch eine nach den Rücker- 
stattungsgesetzen wirksame Vereinbarung festgestellt ist 
(ähnlich schon § 27 Abs 1 LAG). Damit wäre der Grundsatz, 
daß nur im Verhältnis der Rückersfcattungsparteien zuein­
ander und der im obigen Sinne am Verfahren Beteiligten 
die Rückwirkung zu gelten hat, schon durchbrochen. Im 
übrigen zeigt aber auch Art 91 tJS-RBG, daß an die öffent­
lichen Abgaben bei der Beschränkung der Rückwirkung des 
Art 15 Abs 2 nicht gedacht worden ist.

Wenn die Parteien zwar, wie das Berufungsgericht 
feststellt, im Kaufvertrag davon ausgegangen sind, daß 
auf den Grundstücken die vom Beklagten wegzufertigenden 
Um$tellungsgrundschulden lasten, so gibt das doch keinen 

» Anlaß, "entgegen § 118 Abs 1 LAG im gegebenen Pall die ding­
liche Haftung der verkauften Grundstücke für die HGA auch 
dann für gegeben zu erachten, wenn der Vergleich die Rück­
wirkung enthält. Denn nach dem Willen der Parteien sollte 
die Klägerin mit einem Lastenausgleiche aus dem durch die 
Währungsreform für die in Präge kommenden Hypothekenschul­
den erzielten Gewinn nicht belastet werden. Wie das Beru­
fungsgericht sagt, traf das Risiko oder je nachdem die 
Chance,, ob für Rückers battungsberechtigte oder AVN beson­
dere Vergünstigungen hinsichtlich der Umstellungsgrund­
schulden bezw. der nun an ihre Stelle getretenen Hypothe­
kengewinnabgabe sich ergeben wurden, nur den Beklagten, 
nicht die Klägerin. Ob der Beklagte selbst der persönliche 
Schuldner der HGA im Sinne des § 118 Abs 3 LAG bei Rück­
wirkung des Vergleiches würde, oder ob Schuldner der Rück- 
erstattungspfiichtige wäre, und wie sich das Verhältnis 
zwischen dem Beklagten und dem Rückerstattungspflichtigen 
im letzteren Palle gestalten würde, ist für fie Pysge, ob 
die gekauften Grundstücke mit der HypochekengewinnabgeDe
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belastet sind* ohne Bedeutung.

Sollte der Rückerstattungsvergleich Rückwirkung ha­
ben, so wäre nach der oben vertretenen Rechtsauffassung 
scheinbar schon die Berechtigung des Klaganspruchs zu 
verneinen, da von einer nicht gegebenen Belastung die 
Klägerin keine Befreiung verlangen könnte„ In Wahrheit 
wäre jedoch mit der Entscheidung jener den ordentlichen 
Gerichten nicht entzogenen Vorfrage des Prozesses (Beste­
hen der Hypothekengewinnabgabe zu Lasten der Klägerin) 
die Klage noch nicht ohne weitere Untersuchung abweisungs­
reif. Das Berufungsgericht wird vielmehr im Palle der Rück­
wirkung noch zu prüfen haben, ob angesichts der Zweifel­
haftigkeit und Schwierigkeit der mit dem - seinerzeit 
noch kommenden - Lastenausgleich zusammenhängenden Rechts­
fragen und angesichts der bedingungslosen Übernahme der 
für bestehend erachteten Umstellungsgrundschulden durch 
den Beklagten dem Kaufvertrag durch Auslegung nicht zu 
entnehmen ist, daß im Verhältnis der Parteien zueinander 
für die Präge der Belastung der Klägerin mit der an die 
Stelle der Umstellungsgrundschulden tretenden Hypotheken­
gewinnabgabe die Entscheidung der über ihre Erhebung end­
gültig befindenden Pinanzbehörden (und Pinänzgerichte) 
maßgebend sein sollte (§§ 1259 126 LAG), weil nur so 
eine Inanspruchnahme der Klägerin mit Sicherheit ausge­
schlossen werden konnte. Sollte das Berufungsgericht 
- immer Rückwirkung des Vergleichs vorausgesetzt - zu die­
ser Auslegung des Kaufvertrages‘kommen, so könnte es dem 
Parteiwillen durch Aussetzung nach § 148 ZPO Rechnung tra­
gen.

«

4. Die nach den vorstehenden Ausführungen erforder­
liche Aufhebung des Berufungsurteils und Zurückverwe 1 sung 
der Sache zur Klärung der Präge, ob der Rückerstattungs- 
Vergleich sich rückwirkende Kraft beigelegt hat, wäre ent­
behrlich, wenn die Klage aus anderen Gründen bereits ab-



zuweisen wäre« Das trifft jedoch nicht zu. Es ist die 
Klage im Gegensatz zur Meinung der Revision insbesondere 
nicht schon deswegen unbegründet, weil nach § 120 Abs 1 
LAG Ums bellungsgrundschulden - mit hier nicht in Be bracht 
kommenden Ausnahmen - mit dem Inkrafttreten des I*AG er­
loschen sind und der Beklagte nsch dem Wortlaut des Kauf­
vertrages sich nur verpflichtet hat. die bestimmt bezeich- 
neten Ums te 1 lungs gr und schulden auf seine Kosten v/e gzufer- 
eigen. Das Berufungsgericht hat zu diesem Punkte u.a. aus- 
geführts In Abschnitt V Satz 6 hätten die Parteien Verein­
barungen getroffen für den Pall, daß der verkaufte Grund- 
besitz im Zuge des zu erwartenden Lastenausgleichs oder auf 
Grund des Soforthilfegesetzes als Teilwert e V e r m ö g e n ^  
zum Lastensusgleich herangezogen werden soll be. Schon vor 
Erlaß des LAG hätten die vorbereitenden Gesetze - das So­
forthilfegesetz und das Hype bhekensicherungs ge setz - zyni­
schen einer Vermögensabgabe ünd der Erfassung des Schuld- 
nergewinns bei der Umstellung der an Grundstücken dinglich 
gesicherben RM-Verbindlichkeiten unterschieden- Dieser 
Schuldner gewinn habe durch die Umstellungsgrund schulden 
gesichert, nicht etwa dargestellt werden sollen (§ 3 LASG)« 
Das Lastenausgleichsgesetz habe in der Hypothekengewinn- 
abgabe einerseits und der Vermögens- und Kreditgewinnabgabe 
andererseits diese Unterscheidung beibefcalten. Mit der Ab- 
gabeschula, die den Gewinn erfassen wolle, der dem Schuld­
ner durch die Umstellung von RM-Gr und Pfandrechten entstan­
den sei, befasse sich der Satz 5 und nicht der Satz 6 des 
Abschnitts V der Kaufurkunde. Rach dem Verzicht des Fi­
nanzamts auf einen Teil der umstellungsgrundschulden wegen 
der Kriegsschäden an den verkauften Grundstücken habe der 
Beklagte genügend Zeit gehabt-, die Ums bei lungs grand schul­
den durch Ablösung wegzufertigen. Run beziehe sich die Ver­
pflichtung des Beklagten zur Wegfertigung auf die Hypothe­
kengewinnabgabe *

Der Angriff der Revision, die Unterscheidung verlaufe
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in der Kaufurkunde entgegen den eben dargestellten Aus­
führungen des Berufungsgerichts zwischen den schon bekann­
ten Verpflj chtungen und den noch zu erwartenden* die Ausle­
gung des Berufungsgerichts verstoße gegen die §§ 133 und 
157 BGB, geht fehl* Die Auslegung des Kaufvertrages als 
eines Einzelrechtsgeschäfts ist grundsätzlich Sache des 
Tatrichters und im Revisionsrechtszug nur beschränkt nach­
prüfbar. Die Auslegung des Berufungsgerichts ist möglich, 
soweit es sich um ergänzende Vertragsauslegung handelt, 
führt sie auch nicht zur Erweiterung des Vertragsgegen­
standes, was unzulässig wäre (RGZ 87, 213),. vielmehr ist 
die Hypothekengewinnabgabe im Sinne des gegenwärtigen Kauf­
vertrages keine andere Belastung als die Umsteilungsgrund- 
schulden es waren« Die Belastung ist nur in eine andere 
rechtliche Perm gekleidet. Eine dem Rechnung tragende Aus­
legung hinsichtlich der Pflicht des Beklagten zur Wegfer­
tigung verstößt nicht nur nicht gegen Treu und Glauben, 
sondern wird durch diesen Rechtsgrundsatz geradezu geboten.

5. Weitere Gesichtspunkte, aus denen die Klage bereits 
in diesem Rechtszug als unbegründet abzuweisen wäre, sind 
nicht ersichtlich. Es verbleibt daher bei der Zurückverwei­
sung der Sache, wobei dem Berüfungsrichter auch die Entschei­
dung über die Kosten der Revision, zu übertragen war.

Dr. Tasche Dr. Eückinghaus Schuster
Dr* Oechßler Dr« Großmann
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